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 SCHULPRAXIS → FALLBEISPIELE  GRENZPROBLEMATISCHER  SITUATIONEN 

Ein Lehrer entdeckt in der Pause auf dem Schulhof eine Gruppe mehrerer SchülerInnen, die sich aufgeregt etwas auf einem Handy 

anschauen. Er tritt hinzu und fragt nach, ob alles in Ordnung sei. Einer der Jungen wendet sich daraufhin erschreckt ab und fuchtelt 

wild an seinem Handy herum. Der Lehrer nähert sich ihm und nimmt ihm unter Hinweis auf die Schulordnung das Handy ab. In der 

Schulordnung ist auf dem Schulgelände die Handynutzung untersagt. In der Folge schaut er sich an, was auf dem Handy gespeichert 

ist und entdeckt Pornographisches und Gewaltverherrlichendes.   
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In der Pädagogik kann nur fachlich legitimes Verhalten rechtmäßig sein 

Die Bedeutung dieser Thesen soll anhand eines praxisorientierten Beispiels erläutert werden: 

Ein Musiklehrer wurde erstinstanzlich wegen Freiheitsberaubung verurteilt, in der Berufungsinstanz 

nur „mangels Beweis freigesprochen“. Er hatte sich in einer chaotischen Klasse vor die Ausgangstür 

gesetzt, um die Abgabe eine zuvor gestellten schriftlichen Arbeit der Reihe nach zu  kontrollieren. 

Dies führte zur ca. 5 bis 10 minütigen Verlängerung des Unterrichts. Hätte die Schulaufsicht in 

einem Verhaltenskodex Orientierung für schwierige Situationen des pädagogischen Alltags formu- 

liert, wäre dies vom Richter gewürdigt worden. Stattdessen fehlten dem Musiklehrer Hilfestel- 

lungen, wie er seinem Bildungs-/ Erziehungsauftrag in krisenhaften Situationen nachkommen kann. 

Der Richter konnte nur nach ausschließlich rechtlichen Gesichtspunkten urteilen. Wäre das 

Verhalten des Lehrers als fachlich legitim eingestuft worden, hätte er also nachvollziehbar ein 

Bildungs-/ Erziehungsziel verfolgt, hätte der Richter dies voraussichtlich berücksichtigt. 

Das "Gewaltverbot“ in der Erziehung (§ 1631 II BGB) gilt seit 2001 . Zugunsten der durch 

Erziehungsauftrag der Eltern/ Sorgeberechtigten außerfamiliär Verantwortlichen hat die 

pädagogische Fachwelt freilich bisher keine praxisverwertbaren Antworten gefunden, wann 

"Gewalt" und im Sinne von § 1631 BGB "entwürdigende Maßnahmen" vorliegen, welches 

Verhalten in schwierigen Situationen des pädagogischen Alltags als "fachlich begründbar/ legitim“ 

einzustufen ist und welches als "Machtmissbrauch" und somit unzulässige „Gewalt“. Klar ist 

lediglich, dass Schlagen dem „Gewalt“verbot widerspricht. Aber gilt das auch z.B. für Festhalten, 

um sich Gehör zu verschaffen oder Zimmerkontrolle bei Drogenverdacht? Eine Antwort gibt nicht 

der im juristischen Sinn „unbestimmte Rechtsbegriff Kindeswohl“. In der Erziehung kann aber 

davon ausgegangen werden, dass dem „Kindeswohl“ nur dann Rechnung getragen ist, wenn 

Pädagogen nachvollziehbar (aus Sicht einer fiktiven neutralen, fachlich geschulten Person) ein 

pädagogisches Ziel (§ 1 SGB III/ „Eigenverantwortlichkeit, Gemeinschaftsfähigkeit“) verfolgen. 

Verhalten der Pädagogen ist also entweder „kindeswohl“gerecht oder es widerspricht dem 

„Gewalt“verbot. Diese Alternative aufzugreifen und insoweit den Begriff „Kindeswohl“ zu 

konkretisieren, ist Aufgabe des Gesetzgebers. Die Fachwelt allein ist damit überfordert.  

Dem ersten Schritt der gesetzlichen „Gewaltächtung in der Erziehung“ muss ein zweiter 

folgen, inhaltlich dessen Verbände und zuständige Ministerien beauftragt werden, einen 

Orientierungsrahmen fachlicher Legitimität zu vereinbaren. Dabei sind insbesondere 

praxisorientierte Aussagen darüber zu treffen, welche Verhaltensoptionen - unter dem 

Vorbehalt der fachlichen Indikation des Einzelfalls - fachlich begründbar und welche als 

„Gewalt“ einzustufen sind. Diese grundlegenden Leitlinien dienen insbesondere als Grundlage  

dafür,  dass  Träger  in  fachlichen Handlungsleitlinien ihre pädagogische Grundhaltung transparent 

beschreiben. Sodann wäre der Handlungssicherheit unmittelbar verantwortlicher PädagogInnen 

gedient, mithin auch dem Kindesschutz. 

Der Gesetzgeber sollte also dafür Sorge tragen, dass der pädagogischen Praxis Leitlinien an 

die Hand gegeben werden, für Schulen z.B. ein Orientierung bietender „Leitfaden fachlicher 

Legitimität“ im Sinne eines Verhaltenskodex der Schulaufsicht: „wo liegen die fachlichen 

Grenzen der Erziehung“?.   


